
  
 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 

 Sitzung des Finanzausschusses  

 am Donnerstag, den 28.03.2024 um 16:30 Uhr  
in den Großen Sitzungssaal im Rathaus der Stadt Alfeld (Leine),  

Marktplatz 1, 31061 Alfeld (Leine)  
 

 
 

Tagesordnung: 

 1   Eröffnung der Sitzung; Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einberufung und der Beschlussfähigkeit des 
Finanzausschusses sowie der Tagesordnung 

 

   
 2   Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des 

Finanzausschusses am 28.11.2023 
 

   
 3   Bericht über die aktuelle Flüchtlingslage  
   
 4   Einwohnerfragestunde  
   
 5   Fortschreibung der Vereinbarung zwischen dem Landkreis 

Hildesheim und den Städten, Samtgemeinde und Gemeinden 
über die Bereitstellung von Wohnraum zur Vermeidung von 
Obdachlosigkeit für Flüchtlinge aus der Ukraine 
Vorlage: 348/XIX 

 

   
 6   Genehmigung der Haushaltssatzung der Stadt Alfeld (Leine) 

für das Haushaltsjahr 2024; 
Teilversagung der Kreditgenehmigung;  
Beitrittsbeschluss des Rates der Stadt Alfeld (Leine) 
Vorlage: 349/XIX 

 

   
 7   Mitteilungen der Verwaltung  
   
 8   Anfragen  
   
 
 



Stadt Alfeld (Leine) 
 - Der Bürgermeister - 

 

 

         Alfeld (Leine), 14.03.2024 

Amt: Stadtkämmerei   
AZ: II.1 
 

Vorlage Nr. 348/XIX 
 

Beschlussvorlage Gleichstellungsbeauftragte      

öffentlich 
 beteiligt       

 nicht beteiligt 

 

Beratungsfolge Termin  

 Finanzausschuss  28.03.2024  

 Verwaltungsausschuss  28.03.2024  

 Rat der Stadt Alfeld (Leine)  28.03.2024  

  

 
Fortschreibung der Vereinbarung zwischen dem Landkreis Hildesheim und den Städten, 
Samtgemeinde und Gemeinden über die Bereitstellung von Wohnraum zur Vermeidung 
von Obdachlosigkeit für Flüchtlinge aus der Ukraine 
 
 
Es wird Bezug genommen auf die Beschlussvorlage 182/XIX vom 14.11.2022. 
 
Mit der Vereinbarung zwischen dem Landkreis Hildesheim und seinen kreisangehörigen 
Kommunen über die Bereitstellung von Wohnraum zur Vermeidung von Obdachlosigkeit für 
Flüchtlinge aus der Ukraine wurde die Unterbringung und die Kostentragung des betroffenen 
Personenkreises vereinbart. Hintergrund war, dass das Nds. Aufnahmegesetz keine 
Unterbringungsmöglichkeit normierte. Das Land Niedersachsen hat vor Jahren die ursprünglich 
geregelte Unterbringungspflicht der Gemeinden aus dem Gesetz gestrichen. Nach der 
Argumentation des Landes Niedersachsen sei eine Unterbringung nicht erforderlich, da das 
Asylbewerberleistungsgesetz eine Sachleistungsverpflichtung vorsehe und insoweit jedem 
Leistungsberechtigten eine Unterkunft als Sachleistung anzubieten sei. 
 
Für den Personenkreis der ukrainischen Flüchtlinge besteht allerdings kein Anspruch nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz und eine Regelung zur Sachleistungsgewährung enthalten Zweite 
Buch Sozialgesetzbuch - Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II) und das 
Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) nicht. Das SGB II und das SGB XII setzen die 
privatrechtliche Anmietung von Wohnraum durch den leistungsberechtigten Personenkreis 
voraus. Diese Möglichkeit besteht für ukrainische Flüchtlinge allerdings bereits wegen des 
Wohnraummangels sowie des mangelnden zeitlichen Vorlaufs für einen Vertragsabschluss 
überwiegend weiterhin nicht. 
 
Eine Anpassung des Niedersächsischen Aufnahmegesetzes durch das Land Niedersachsen an 
die neue Rechtslage ist bis heute trotz entsprechender Ankündigung nicht erfolgt.  
 
Zur weiteren Sicherstellung der Verfahrensweise soll deshalb die bisherige Verfahrensweise für 
das Jahr 2024 fortgesetzt werden. 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Bereitstellung von Haushaltsmitteln i.H.v. 150.000 € ist bereits im Haushaltsplan 2024 
enthalten. 
 
 
Beschlussvorschlag für den Rat der Stadt Alfeld (Leine) 
 
"Der Bürgermeister wird ermächtigt, zur weiteren Regelung der Lastenverteilung die 
Fortschreibung der Vereinbarung zwischen Landkreis Hildesheim und seinen 
kreisangehörigen Kommunen über die Bereitstellung von Wohnraum zur Vermeidung 
von Obdachlosigkeit für Flüchtlingen aus der Ukraine abzuschließen." 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
Entwurf einer Fortschreibungsvereinbarung 
 
 
 
 







Stadt Alfeld (Leine) 
 - Der Bürgermeister - 

 

 

         Alfeld (Leine), 14.03.2024 

Amt: Stadtkämmerei   
AZ: II.1 
 

Vorlage Nr. 349/XIX 
 

Beschlussvorlage Gleichstellungsbeauftragte      

öffentlich 
 beteiligt       

 nicht beteiligt 

 

Beratungsfolge Termin  

 Finanzausschuss  28.03.2024  

 Verwaltungsausschuss  28.03.2024  

 Rat der Stadt Alfeld (Leine)  28.03.2024  

  

Genehmigung der Haushaltssatzung der Stadt Alfeld (Leine) für das Haushaltsjahr 2024; 
Teilversagung der Kreditgenehmigung;  
Beitrittsbeschluss des Rates der Stadt Alfeld (Leine) 
 
Der Rat der Stadt Alfeld (Leine) hat in seiner Sitzung am 14.12.2023 die Haushaltssatzung der 
Stadt Alfeld (Leine) für das Haushaltsjahr 2024 beschlossen. Mit Schreiben vom 05.01.2024 ist 
sie dem Landkreis Hildesheim zur Genehmigung vorgelegt worden. 
 
Hinsichtlich einer beabsichtigten Teilversagung hat am 22.02.2024 ein Gespräch mit dem 
Landrat Herrn Lynack, der Kommunalaufsicht, Herrn Beushausen, Herrn Stellmacher und Herrn 
Laugwitz stattgefunden, welches zugleich auch als offizielle Anhörung zu werten war. 
 
Mit Verfügung vom 12.03.2024 erteilt der Landkreis Hildesheim die Genehmigung der 
Haushaltssatzung, verbunden mit einer Teilversagung der Kreditermächtigung in Höhe von 
770.000 €. 
Der Inhalt dieser Verfügung und die damit verbundene Entscheidung des Landkreises 
Hildesheim entspricht dem Verhandlungsergebnis vom 22.02.2024. 
 
Der Kreisausschuss hat in seiner Sitzung am 11.03.2024 die Genehmigung mit der 
Teilversagung entsprechend beschlossen. 
 
Die Verfügung des Landkreises Hildesheim und die Genehmigung mit der Teilversagung ist als 
Anlage dieser Vorlage beigefügt. 
 
Im Wesentlichen wird die Teilversagung der Kreditermächtigung mit der allgemein schlechten 
wirtschaftlichen Situation der Stadt Alfeld (Leine) und auch mit den noch ausstehenden 
Jahresabschlüssen begründet. Die umfangreich beschriebenen Beweggründe des Landkreises 
Hildesheim sind der beigefügten Verfügung des Landkreises zu entnehmen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt Alfeld (Leine) gegen die Genehmigungsverfügung 
des Landkreises Hildesheim kein Rechtsmittel einzulegen und damit in Form eines so 
genannten "Betrittsbeschlusses" eine geänderte Haushaltssatzung zu beschließen. 
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In der zu ändernden Haushaltssatzung müssen damit in § 1 die "Auszahlungen für 
Investitionen" um 770.000 € auf nunmehr 7.153.900 € herabgesetzt werden.  
 
Die "Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit" (= Aufnahme neuer Investitionskredite) sinken 
ebenfalls um denselben Betrag auf 4.366.900 €. 
 
Der § 2 der Haushaltssatzung, in dem der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen 
festgelegt ist, wird von ursprünglich 5.136.900 € um 770.000 € auf nunmehr 4.366.900 € 
herabgesetzt. 
 
Verbunden mit der Herabsetzung der Kreditermächtigung muss die Stadt Alfeld (Leine) die 
entsprechend zu kürzenden Investitionsmaßnahmen benennen. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, folgende Investitionsmaßnahmen für das Haushaltsjahr 2024 zu 
kürzen:  
 
" Modernisierung der Dohnser Schule   - 205.000 € 
" Neubau KiTa Lützowstraße    - 150.000 € 
" Ausbau der K402 in der OD Alfeld (Föhrster Str.) - 100.000 € 
" Straßenausbau "Maateweg"    - 100.000 € 
" Kanalausbau "Maateweg"    - 100.000 € 
" Kanalertüchtigung Hannoversche Straße  - 115.000 € 

Summe  - 770.000 € 
 
Die ausführliche Liste der Kürzungen ist als Anlage der Vorlage beigefügt. 
 
Das anschließende Verfahren ergibt sich aus Ziffer 1.5 der so genannten "Kreditrichtlinie" des 
Landes Niedersachsen (KWKomKRdErl,NI). Die geänderte Fassung der Haushaltssatzung ist 
der Kommunalaufsicht nochmals vorzulegen. Zeitgleich können die Verkündung und die 
öffentliche Auslegung erfolgen. 
  
 
Beschlussvorschlag für den Rat der Stadt Alfeld (Leine): 
 
"Der Rat der Stadt Alfeld (Leine) tritt der Genehmigungsverfügung der 
Kommunalaufsicht des Landkreises Hildesheim vom 12.03.2024 zur Haushaltssatzung 
der Stadt Alfeld (Leine) für das Haushaltsjahr 2024 bei.  
 
Der § 1 der Haushaltssatzung der Stadt Alfeld (Leine) für das Haushaltsjahr 2024, die der 
Rat der Stadt Alfeld (Leine) in seiner Sitzung am 14.12.2023 beschlossen hat, wird 
geändert, in dem die "Auszahlungen für Investitionstätigkeit" und die "Einzahlungen für 
Finanzierungstätigkeit" um jeweils 770.000 € herabgesetzt werden. 
 
Außerdem wird § 2 der am 14.12.2023 gefassten Haushaltssatzung dahingehend 
geändert, dass auch hier der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen um 
770.000 € auf insgesamt 4.366.900 € herabgesetzt wird. 
 
 
 
 
Anlagen: 

 Genehmigung der Haushaltssatzung 2024 mit Teilversagung des Landkreises Hildesheim 

 Verfügung des Landkreises Hildesheim zur Genehmigung der Haushaltssatzung mit Teilversagung 

 Zum Beitrittsbeschluss geänderte Haushaltssatzung 2024 

 Liste der veränderten Investitionen zum Beitrittsbeschluss der geänderten Haushaltssatzung 2024 



Veränderung Investitionen HH2024 gem. BEITRITTSBESCHLUSS Stand: 12.03.2024

Veränderungen zum Haushalt 2024 als Anlage zum Beitrittsbeschluss vom 28.03.2024

Seite im 
Haushalt INV-Nr. Bezeichnung bisheriger Ansatz

Auszahlungen
+ / -

neuer Ansatz

211.01 Betrieb der Grundschulen I211011305 Modernisierung Dohnser Schule 350.000,00 €        205.000,00 €-        145.000,00 €        

365.13 Kita Lützowstraße I365132101 Neubau Kita Lützowstraße 500.000,00 €        150.000,00 €-        350.000,00 €        

538.11 Bau, Unterhaltung und Betrieb der Abwasserkanäle I538112110
Ausbau der K402 in der OD Alfeld 
(Föhrster Straße) 550.000,00 €        100.000,00 €-        450.000,00 €        

541.01 Bau und Unterhaltung von Gemeindestraßen, Wegen etc. I541011806 Straßenausbau "Maateweg" 460.000,00 €        100.000,00 €-        360.000,00 €        

538.11 Bau, Unterhaltung und Betrieb der Abwasserkanäle I538111802 Ausbau "Maateweg" (Kanal) 385.000,00 €        100.000,00 €-        285.000,00 €        

538.11 Bau, Unterhaltung und Betrieb der Abwasserkanäle I538111901
Kanalertüchtigung Hannoversche 
Straße 115.000,00 €        115.000,00 €-        -  €                       

770.000,00 €-        

Produkt

Ansatz 2024



— DER LANDRAT —

bearbeitende Dienststelle
Amt 910 Kommunalaufsicht
Diensträume Hildesheim
Marie-Wagenknecht-Straße 3
Ansprechpartner/in Raum
Uwe Hasse 206
Kontakt
Telefon: 05121 309-2061
Fax: 05121 309 95-2061
uwe.hasse@landkreishildesheim.de

Genehmigung

Aufgrund der §§ 119 Abs. 4,120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 des Mieders. Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) in der zur Zeit geltenden Fassung werden der Stadt Alfeld (Leine) aufgrund der vorgelegten 
Haushaltssatzung vom 14.12.2023 für das Haushaltsjahr 2024

der in § 2 der Satzung festgesetzte Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen - aufgrund einer Teilversägung 
i.H.v. 770.000 € - lediglich bis zur Höhe von 4.366.900 Euro,

der in § 3 der Satzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen
in Höhe von 1.415.000 Euro

und der gern. § 4 der Satzung festgesetzte Höchstbetrag der Liquiditätskredite 
in Höhe von 29.000.000 Euro

genehmigt.

§ 1 der Haushaltssatzung bleibt unbeanstandet, soweit die Festsetzungen der Gesamtbeträge der Aus­
zahlungen für Investitionstätigkeit und der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit jeweils um 770.000 € 
mit dem erforderlichen Beitrittsbeschluss des Rates der Stadt Alfeld (Leine) verringert werden, um die 
durch die Teilversagung der Kreditgenehmigung erforderlichen Anpassungen vorzunehmen. Die entspre­
chenden Änderungen im Investitionsprogramm sind lediglich durch eine Auflistung der betroffenen Maß­
nahmen mit der jeweiligen Änderung des Ansatzes für das Jahr 2024 darzustellen.

Die Genehmigung des in § 4 der Satzung festgesetzten Höchstbetrages der Liquiditätskredite ergeht un­
ter der Auflage, dass Liquiditätskredite im Fall eines unabweisbaren Bedarfs zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben zunächst nur bis zu einer Höhe von maximal 20.000.000 Euro aufgenommen werden dür­
fen, soweit der Kasse keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. Vor einer Inanspruchnahme von Liqui­
ditätskrediten oberhalb dieses Limits bin ich unter Darlegung der Gründe schriftlich zu unterrichten.

Hildesheim, den 12.03.2024
Az.: (910) 15-14-10
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Haushaltssatzung 
 

der Stadt Alfeld (Leine) für das Haushaltsjahr 2024 
 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) hat der Rat der Stadt Alfeld (Leine) die am 14.12.2023 beschlossene 
Haushaltssatzung in der Fassung des Beitrittsbeschlusses vom 28.03.2024 wie folgt 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 
 
im Ergebnishaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

der ordentlichen Erträge auf 45.400.700,- € 
der ordentlichen Aufwendungen auf 52.292.100,- € 
  
der außerordentlichen Erträge auf 0,- € 
der außerordentlichen Aufwendungen 40.100,- € 

                       
 
im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 44.433.900,- € 

der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 47.620.800,- € 

  
der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.787.000,- € 

der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 7.153.900,- € 

  
der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 4.366.900,- € 
der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  3.126.000,- € 

 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 
 

4.366.900,- € 
 
festgesetzt. 
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Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf  
 

1.415.000,- € 
 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Haushaltsjahr 2024 zur 
rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf  
 

29.000.000,- € 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 
wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer  

 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 530 v.H. 

 b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)  530 v.H. 

2. Gewerbesteuer  430 v.H. 

 
 

§ 6 
 

Für die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen nach § 117 Abs. 1 NKomVG zuzustimmen, gelten Aufwendungen 
und Auszahlungen bis zur Höhe von 
 

10.000,- € 
im Einzelfall als unerheblich. 
 
Mehraufwendungen bei internen Leistungsverrechnungen gelten als über- bzw. 
außerplanmäßig bewilligt. 
 
 
 
Alfeld (Leine), 28.03.2024 Stadt Alfeld (Leine) 

Der Bürgermeister 
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